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So wie die Folgen falscher Ernährung, falscher Lebensweise
erst nach langer Zeit spürbar, schmerzhaft spürbar werden.

Die Unehrlichkeit der Sozialpolitik

Im Nachhinein ist leicht reden. Doch Ökonomen haben die
Fehler und ihre fatalen Folgen gerade für die Schwachen in der
Gesellschaft seit mehr als dreissig Jahren benannt. Aber falsche
Entscheidungen zu treffen war leicht: sie mussten nur als
„sozial“, die Gegenargumente der Ökonomen als„unsozial“
dargestellt werden. Die Bestimmung von„Sozialer Marktwirt-
schaft“lud dazuein: „Soziale Marktwirtschaft verbindet wirt-
schaftliche Freiheit mit sozialemAusgleich.“ Das adelte jede 
Massnahme als Verwirklichung von sozialem Ausgleich.
Zum Beispiel, dass der Staat in einem teuren bürokratischen
Prozess den Menschen zuerst Steuern aus der einen Tasche
zieht, um es ihnen anschliessend, nach Abzug der Verwaltungs-
Kosten, als Kindergeld oder Wohngeld wieder in die andere
Tasche zu stecken.

Ausdruck unehrlicher„Sozial-Politik“ist z.B. der Begriff
„Arbeitgeber-Beiträge“. Von Solidarität, aus der man die Arbeit-
geber nicht entlassen darf, ist die Rede. Als ob diese Beiträge
Ausdruck unternehmerischer Menschenfreundlichkeit wären.
Die„Arbeitgeber-Beiträge“sind Arbeitskosten, die durch die
Beschäftigung eines Mitarbeiters entstehen, sind also Geld, das
dem Mitarbeiter zusteht, sind sein Geld. Würden wir das offen
so ausweisen, würden die Arbeitnehmer erkennen, wie tief
ihnen der Staat in die Taschen greift. Ohne die Lüge von den
„Arbeitgeber-Beiträgen“wären die ausufernden Lohnzusatz-
kosten wahrscheinlich nicht durchsetzbar gewesen. Diese
Kosten aber, nicht die Netto-Löhne, haben Arbeit in vielen
Bereichen unbezahlbar gemacht, haben einen Teufelskreis
verursacht: Lohnzusatzkosten erhöhen Arbeitslosigkeit.
Arbeitslosigkeit erhöht Lohnzusatzkosten. (Daraus folgt
übrigens, dass im Interesse der Beschäftigung die Senkung von
Lohnzusatzkosten Vorrang haben muss vor Steuer-Senkungen.)

Drei Säulen marktwirtschaftlicher
Sozialpolitik

Wie sprengen wir diesen Teufelskreis? Das ist ein langer,
schmerzhafter Entwöhnungs-Prozess. Wenn wir ihn durchhal-
ten, kann„Wohlstand für Alle“wieder Realität werden. Zum
Durchhalten gehört, dass wir genau bestimmen, was„sozial“,
was„Sozialpolitik“ ist. „Der Sozialstaat, wie ich ihn verstehe, ist
nicht nur für die Bedürftigen da,“ so wiederholtes bis zum
heutigen Tag ein langjähriger Sozialminister. Diese Ent-
Grenzung von Sozialpolitik hat in Arbeitslosigkeit und
Sozialkrise geführt, hat Armut nicht verhindert, obwohl wir
ein Drittel der gesamten Wirtschaftsleistung für Sozial-
leistungen verwenden.

Wir müssen wählen zwischen kausaler und finaler Sozialpolitik.
Machen wir uns den Unterschied an einem prekären Beispiel
deutlich. Niedersachsen hat als erstes Bundesland das Blinden-
geld eingeschränkt. Offensichtlich eine durch und durch
unsoziale Massnahme. Nun gibt es auch in dieser vom Schick-
sal hart getroffenen Gruppe Bezieher hoher Einkommen. Dass
sie einen Steuerabzugsbetrag für ihre deutlich kostspieligere
Lebensführung erhalten, ist selbstverständlich. Aber müssen sie
darüber hinaus noch Geld vom Staat bekommen? Müssen wir
staatliche Leistungen nicht auf die Bedürftigen konzentrieren?
Staatliche Leistungen, weil eine Bedingung erfüllt ist: das ist

kausale Sozialpolitik. Staatliche Leistungen, damit Menschen
menschenwürdig leben können: das ist finale Sozialpolitik.

Finale Sozial-Politik bedeutet:

1. Sie garantiert jedem Bürger unseres Landes ein Mindestein-
kommen, das menschenwürdiges Leben ermöglicht. Bedingung
dieser selbstverständlichen„Solidaritäts“-Leistung der Gemein-
schaft ist die Prüfung der Bedürftigkeit. Arbeitseinkommen
werden progressiv angerechnet.

2. Ein garantiertes Mindesteinkommen verringert die
Bereitschaft, Vorsorge für normale Lebensrisiken zu treffen, für
die Absicherung von Arbeitslosigkeit, Krankheit, Pflege und
Alter. Damit entsteht die Gefahr der Ausbeutung der Gemein-
schaft. Deshalb muss der Staat den Einzelnen verpflichten, sich
gegen die normalen Lebensrisiken zu versichern. Wer das nicht
kann, erhält die Mittel durch das Mindesteinkommen.

3. In einem Fall ist die Verknüpfung von kausalen und finalen
Leistungen gerechtfertigt: Auf Kinder konzentrierter Familien-
Leistungsausgleich ist die dritte Säule marktwirtschaftlicher
Sozialpolitik. Finale Sozialpolitik ist Hilfe zur Selbsthilfe.
Daraus folgen drei Rahmenbedingungen:

1. Arbeit: Kriterium aller Wirtschafts-, Finanz-, Sozial-, Tarif-
Politik ist die Beschäftigungs-Wirksamkeit, die Ausrichtung auf
Arbeitsplätze, die sich selbst finanzieren. Verringerte Lohnzu-
satzkosten und Kombilohn sind Schlüssel-Konzepte.

2. Bildung: Lebenschancen hängen vor allem von der Bildung ab.
Die Fähigkeiten von Kindern und Jugendlichen werden im
derzeitigen Betreuungs- und Bildungs-System bei weitem nicht
ausgeschöpft.

3. Bürgergesellschaft: Viele soziale Probleme sind nicht lösbar
durch formalisierte Prozesse und Leistungen, sondern nur durch
mitmenschliche Zuwendung. Die leistungsfähigste Basis
mitmenschlicher Zuwendung sind die Kirchen. Auch deren
Leistungsfähigkeit zu erhalten und zu stärken, ist wesentliche
Aufgabe sozialer Politik.

Reformfähigkeit heißt: Relationen beachten

Einen „Dschungel von Unehrlichkeiten und institutionellen
Fehlentwicklungen“nannte vor fünfzig Jahren ein Sozialpolitiker
(G.Mackenroth) das deutsche Sozialleistungssystem. Dieser
Dschungel ist seitdem noch undurchdringlicher geworden.
Damit hat Sozialpolitik nicht nur der materiellen, sondern auch
der mentalen Kluft in unserer Gesellschaft Vorschub geleistet.

Die meisten Menschen erkennen die Notwendigkeit, unsere
Sozialsysteme gründlich zu reformieren. Sie sperren sich jedoch
gegen Reformen, wenn sie den Eindruck haben, dass notwendi-
ge Belastungen einseitig verteilt sind. Nachvollziehbar ist, dass
eine Behauptung der Umverteilung von unten nach oben Un-
sinn ist. In vielen Fällen geht es tatsächlich um das Verhältnis
von verdienten und übertragenen, von Markt- und Sozial-
Einkommen. Dass eine Volkswirtschaft zusammenbricht, wenn
die Sozial-Einkommen steigen und die verbleibenden Markt-
Einkommen sinken, ist für die meisten verständlich.

Nicht verständlich ist, wenn Sozialleistungen gekürzt werden
und Politiker ohne angemessene Gegenleistung Gehälter von
Unternehmen beziehen. Nicht verständlich ist, wenn Löhne
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gekürzt und Arbeitsplätze abgebaut werden und sich Vorstände
gegenseitig über Aufsichtsräte Gehaltserhöhungen von 10, 20,
30 Prozent genehmigen. Die Begründung verrät Unfähigkeit
beim Umgang mit dem für den Wirtschaftsstandort Deutsch-
land wesentlichen Produktionsfaktor: beim Umgang mit den
Menschen. Im Vergleich zum Ausland, so wird gesagt, seien
deutsche Manager-Gehälter zu niedrig. Abgesehen davon, dass
niemand einen Manager daran hindert, ins Ausland zu gehen,
sind hier Relationen verschoben: Wem die Menschen im eige-
nen Unternehmen nicht gleichgültig sind, für den ist Vergleichs-
Maßstab der Gehalts-Entwicklung nicht ein imaginäres Ausland,
sondern die Einkommens- und Beschäftigungs-Situation der
Mitarbeiter im eigenen Unternehmen. Das ist für die meisten
mittelständischen, die meisten familiengeführten Unterneh-
men selbstverständlich. Im Interesse des Wirtschaftsstandortes
Deutschland ist es zwingend, dass dieser Vergleich Grundlage
der Führungskultur in allen Bereichen von Politik, Gesellschaft,
Wirtschaft wird.

Was also ist sozial? Sozial ist es, die staatlichen Leistungen auf
die Bedürftigen zu konzentrieren. Sozial ist es, bürgerlicher
Mitmenschlichkeit Raum zu geben. Sozial ist es, anständig mit
den anvertrauten Menschen umzugehen.
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Gerechte Teilhabe sichern

Deutschland ist im weltweiten Vergleich ein außerordentlich
reiches Land. Die Möglichkeiten, die zur Verfügung stehen,
um allen in Deutschland Lebenden ein Auskommen zu ver-
schaffen, das sie nachhaltig vor materieller Armut schützt,
sind groß, wenn alle mitwirken. Materielle Armut hat eine
besondere Schärfe, Armut kann aber nicht auf eine materielle
Dimension verkürzt werden. Armut ist vor allem fehlende
Teilhabe.

Die Herausforderung, Armut entschlossen zu bekämpfen, stellt
sich heute in anderer Weise als früher: Zwar muss auch heute
dafür gesorgt werden, dass Menschen in materieller Hinsicht so
gestellt werden, dass ein Leben in Würde möglich ist. Aber
solidarisch gewährte materielle Unterstützung und ein staatlich
gestützter Arbeitsmarkt reichen nicht aus, um nachhaltig vor
Armut bewahrt zu bleiben:

Während vor 30 Jahren noch Arbeitsplätze im warenproduzie-
renden Bereich niedrig qualifizierter Arbeit vorhanden waren
und geschaffen werden konnten, sind solche nun in großem
Umfang in Niedriglohnländer verlagert worden. Wir können nur
soviel teuerer sein wie wir besser sind.

Eines Leibes in Christus

Das christliche Verständnis von Teilhabe gründet in der den
Menschen geschenkten Teilhabe an der Wirklichkeit Gottes. Die
Bibel hebt die unveräußerliche Würde des Menschen hervor und
illustriert die Überzeugung von der jedem Menschen gegebenen
Fähigkeit zur aktiven Teilhabe unter anderem in der Symbolik
des einen Leibes in Christus (Röm 12, 3-8; 1.Kor. 12). Deshalb
müssen Voraussetzungen geschaffen und verbessert werden,
dass möglichst viele Menschen auch tatsächlich in der Lage
sind, ihre jeweiligen Begabungen sowohl zu erkennen, als auch
sie auszubilden und schließlich produktiv für sich selbst und
andere einsetzen zu können.

Vom Kind her denken

Für Kinder und Jugendliche sind Wege aus der Armut besonders
schwierig, da sie sich von allen am wenigsten aus eigener Kraft
aus einer chancenarmen Lebenslage und aus einer chancen-
armen Lebensperspektive befreien können. Ihre schwierige
Situation wird nicht selten durch das familiäre Umfeld
verschärft: Scheidungsfolgen, unwirtschaftliches Ausgaben-
verhalten oder Suchterkrankungen sind wichtige Stichworte. In
der Lebenswirklichkeit führt dies oft dazu, dass viele Hilfsange-
bote bei den Kindern und Jugendlichen gar nicht oder nur
unzureichend ankommen. Deshalb sind Hilfen so weiter zu
entwickeln, dass sie möglichst dicht an den jungen Menschen
ansetzen. Bestehende Hilfen sind besser zu vernetzen. Wichtig
ist, Strategien gegen die Übertragung von Armut von Genera-
tion zu Generation zu entwickeln. Entscheidend wird immer
mehr, Bildungsmöglichkeiten bereit zu stellen, um eine gerech-
te Teilhabe aller zu ermöglichen. Bildung ist die Neue Soziale
Aufgabe des 21. Jahrhunderts.

Soziale Marktwirtschaft: Das Recht über
ökonomische Macht

Die Konzeption der Sozialen Marktwirtschaft ist ein gesell-
schaftspolitisches Programm für alle, das auch protestantische
Wurzeln hat. Der Markt ist nach dieser Konzeption ein
Instrument, nichtZiel: „Der Rechtsstaat kann sich nur dort
vollständig durchsetzen, wo zugleich mit seiner rechtlichstaat-
lichen Ordnung eine,adäquate‘Wirtschaftsordnung verwirk-
lichtist“, schrieb Walter Eucken in seinen„Grundsätzen der 
Wirtschaftspolitik“.

Und Walter Eucken hat auch die Probleme reflektiert, die heute
Anlass zur Forderungnach einem „Mindestlohn“ sind.Die Ur-
sache sieht er in einem „anormalenVerhalten des Angebots“, so 
heißt das in seiner Sprache. Bei Wirtschaftswissenschaftlern
gilt ein Verhalten als normal, wenn das Angebot bei steigenden
Preisen steigt und die Nachfrage bei sinkenden Preisen steigt.
Und in der Sprache der Wirtschaftswissenschaftler bieten
Menschen ihre Arbeitskraft an, die von Unternehmern nachge-
fragt wird. In der Alltagssprache ist das anders: Dort sprechen
wir von Arbeitsangeboten, wenn freie Stellen gemeint sind.
Eucken fragt, ob mehr Menschen auf den Arbeitsmarkt drängen,
wenn die Löhne sinken. Ja, es gibt solche Ausnahmefälle. Eucken
erklärt diesso: „Ein Beispiel: Infolge der Vermehrungder Bevöl-
kerung kann in einer Gegend ein Lohndruck einsetzen, der sich
verschärft, wenn infolge des Lohndrucks die Familien gezwun-
gen sind, mehr Arbeitskräfte auf den Arbeitsmarkt zu senden.
Oder: wegen Ausführung technischer Verbesserungen finden
auf einzelnen Arbeitsmärkten Entlassungen statt, die ein Abglei-
ten der Löhne bewirken. Die Herstellung eines neuen Gleichge-
wichts kann dadurch erschwert werden, dass der Lohnrückgang
zu vermehrtem Angebot von Arbeitskräften Veranlassung gibt,
also nicht nur die die zunächst entlassenen, sondern noch
weitere Arbeiter Beschäftigung suchen.“

Heute beobachten wir genau dies, was
Eucken beschreibt:

 Menschliche Arbeitskraft ist mobiler geworden und
wird noch mobiler: vor allem nach dem Auslaufen von
Übergangsregelungen, die mit Blick auf die Osterwei-
terung der Europäischen Union in Deutschland ergrif-
fen wurden, wird der Lohndruck auf den deutschen
Arbeitsmarkt steigen.

 Technische Verbesserungen sind weitere Ursachen für
Entlassungen. In den 1970er Jahren waren dies für alle
augenfällig die SB-Tankstellen. Der Tankwart als Beruf
entfiel aufgrund der täglichen Konsumentscheidun-
gen. Heute wird der Kunde immer mehr sein eigener
Sachbearbeiter, Stichwort: Online-Banking.

Folge ist eine Ausbreitung niedriger Löhne. Euckens Schlussfol-
gerung: „Wennsich trotzdem das Angebot auf einem Arbeits-
markt nachhaltig anormal verhalten sollte, würde die Fest-
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setzung vonMinimallöhnen akut werden.“ Euckenspricht sehr
sorgfältig von „einem Arbeitsmarkt“,nicht „dem Arbeitsmarkt“. 
Erspricht von „Minimallöhnen“, nicht vom„Mindestlohn“.

Verbot sittenwidriger Löhne handhabbar
machen

Das heißt, dass die konkrete Schau auf Branchen vorzunehmen
ist. Es ist bemerkenswert, dass die Zahlung nicht-existenz-
sichernder Löhne in Deutschland gerade in den Bereichen
auftritt, die nicht im internationalen Wettbewerb stehen: Wer
fliegt schon für einen Haarschnitt in die Volksrepublik China?
Welches Unternehmen lässt die Fenster seines Glaspalastes
im Reich der Mitte putzen? Der Entwurf eines Grundsatzpro-
gramm, den der CDU-Bundesvorstand am 1. und 2. Juli 2007 in
Berlin beschlossen hat, schlägt hierzu folgende Aussage vor:
„Sittenwidrige Löhne,die den ortsüblichen Branchenlohn
deutlich unterschreiten, müssen deshalb verbotensein.“ 
(Ziffer 178). Dieser Satz steht mit den Überlegungen von
Eucken im Einklang und ist auch sprachlich gut formuliert.
Die Zahlung sittenwidriger Löhne ist bereits heute unzulässig.
Dies muss aber heute im Einzelfall durch eine gerichtliche
Entscheidung festgestellt werden. Dies ist sehr schwierig und
kaum geeignet, die Missstände zu beseitigen. Die vorgeschla-
gene Formulierung zeigt auf, dass mehr zu machen ist, als es der
heutigen Rechtslageentspricht. Das „Wie“ muss in einem
Grundsatzprogramm nicht beschrieben werden. Dies ist nicht
seine Aufgabe, sondern seine Grenze. Wichtig ist das Ziel:
Wer den ganzen Tag arbeitet, der soll damit seine Existenz
sichern können.
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III Erneuerung der Sozialen Marktwirtschaft
in der globalisierten Welt



„Grundsätze für Deutschland“| III Erneuerung der Sozialen Marktwirtschaft in der globalisierten Welt

38

Die Internationale Soziale Marktwirtschaft

Zentrale Herausforderung für die Wirtschaftspolitik in Deutsch-
land ist die Globalisierung. Der Begriff der Globalisierung
erfährt als Modewort vielfältige Interpretationen. Im überwie-
genden Sprachgebrauch wird damit eine internationale Arbeits-
teilung verstanden, die insbesondere folgende Eigenschaften
ausweist: hohe Offenheit der Güter- und Dienstleistungs-
märkte, transnationale Unternehmen und weltweite Verflech-
tung der Finanzmärkte.

Vom Welthandel zur globalisierten Wirtschaft

Diese fortschreitende Arbeitsteilung–ein Prozess, der eine sehr
lange Tradition hat–war vor allem möglich durch die ständige
Weiterentwicklung der Transport- und Informationstechniken.
Die führenden Nationen des Welthandels untereinander haben
keine kriegerischen Auseinandersetzungen seit dem II. Welt-
krieg mehr geführt. Sie haben seit der Mitte des XX. Jahrhun-
derts Maßnahmen zur Liberalisierung des Handels und des Kapi-
talverkehrs in einem vorher nicht gekannten Ausmaß ergriffen.
Aus dem Welthandel wurde eine globalisierte Wirtschaft. Die
Konsequenzen der Globalisierung der Wirtschaft sind: eine
zunehmend differenzierte Verfügbarkeit von international
produzierten Gütern und Dienstleistungen zu vergleichsweise
geringen Preisen für die Konsumenten sowie neue Absatz-
chancen, aber auch zusätzliche Konkurrenz für die Produzenten.

Das Konzept einer in sich gestaltbaren nationalen Volkswirt-
schaft verliert immer mehr an Bedeutung. Mit der Überwindung
der Spaltung Europas in den 1990er Jahren hat die internatio-
nale Arbeitsteilung aus deutscher Sicht einen weiteren Sprung
gemacht: Niedriglohnstandorte sind jetzt auch „vor derHaus-
türe.“ In der Bauwirtschaft oder Gebäudereinigung werden alle 
diese Probleme wie in einem Brennglas deutlich.

Entmonopolisierung des Nationalen

Es ist ein neuer Systemwettbewerb entstanden: Im politischen
Wettbewerb stehen die Parteien mit kollektiven Lösungen im
nationalen Maßstab und im wirtschaftlichen Wettbewerb ste-
hen die Unternehmen mit individuellen Lösungen im globalen
Maßstab. Globalisierung heißt Entmonopolisierung des Natio-
nalen und stellt deshalb schwierige Anfragen in dem neuen
Systemwettbewerb. In der Besteuerung der Unternehmen
kommt dieser neue Systemwettbewerb besonders zum Aus-
druck: Während das Ziel der Besteuerung nach der Leistungs-
fähigkeit hohe Bedeutung für den politischen Wettbewerb hat,
wird im wirtschaftlichen Wettbewerb die Steuerlast ein wichti-
ger Faktor bei der Bewertung von Standorten. Der Satz
„25 Prozent Steuern auf einen Betrag von x sind besser als 
42 Prozent auf gar nix“ (PeerSteinbrück) zeigt das Ergebnis des
Steuerwettbewerbs der nationalen Steuersysteme. Nicht die
Leistungsfähigsten zahlen die höchsten Steuern, sondern die-
jenigen, die am wenigsten der Steuerzahlung ausweichen
können–so ist zumindest die Wahrnehmung nicht Weniger.

Wenn der A im Kino aufsteht, sieht der A besser. Wenn das Land
A die Steuern für die Unternehmen senkt, dann kommen mehr
Betriebe in das Land A und so wird trotz Steuersenkung der
Steuerertrag für das Land A besser. Und wenn es eine „kritische 
Menge“ dem A nachmacht, dann müssen alle aufstehen,um
etwas sehen zu können, und dann wird es für alle schlechter.
Und wenn eine „kritische Menge“ vonLändern die Unterneh-
menssteuern senkt, dann müssen die anderen nachziehen, dann
wird die Situation für alle schlechter.

Der neue Systemwettbewerb braucht eine neue Antwort:
Konsequenz der Globalisierung darf nicht–wie im Kinobeispiel
–sein, dass es allen schlechter geht. Die erfolgreiche Antwort
auf den alten, innenpolitischen Systemwettbewerb zwischen
Freiheit und Gerechtigkeit einerseits und Sozialismus anderer-
seits in der Bundesrepublik Deutschland war die Soziale Markt-
wirtschaft, eine Ordnung, die „dasPrinzip der Freiheit des
Marktes mit dem des sozialen Ausgleiches“ (Müller-Armack)
verbindet.

Soziale Marktwirtschaft: Das Recht über
ökonomischer Macht

Ausgangspunkt der Sozialen Marktwirtschaft in Deutschland
war der Rechtsstaat: „Der Rechtsstaatkann sich nur dort voll-
ständig durchsetzen, wo zugleich mit seiner rechtlich-staat-
lichen Ordnung eine‚adäquate’ Wirtschaftsordnung verwirklicht 
ist“, so Walter Eucken, einer der Begründerder Sozialen
Marktwirtschaft, in seinen „Grundsätzen der Wirt-
schaftspolitik“. Und als er diese Zeilen inden 1940er Jahren
schrieb, war Rechtsstaat nur in nationalem Maßstab konkret.
Eucken stand mit den anderen Wegbereitern der Sozialen
Marktwirtschaft vor der Aufgabe der Schaffung einer neuen
Konzeption für Wirtschaft und Gesellschaft, die schrittweise
entwickelt wurde: „Die Industrialisierung hatdie alten Formen,
die übrigens auch weitgehend unzureichend waren, gesprengt.
Und neue Formen sind noch nicht gefunden worden. Wir stehen
auch hier vor dem zentralen Problem der Formbildung. Die Auf-
gabe bleibt immer die gleiche: die Herstellung einer funktions-
fähigen und gerechten Ordnung.“Und bei der Internationalen
Sozialen Marktwirtschaft geht es auch um die Herstellung einer
funktionsfähigen und gerechten Ordnung.

Internationale Soziale Marktwirtschaft ist mehr als ein System
von Einzelverträgen, die je nach Sanktionskalkül einseitig
gekündigt werden (können). Dies gibt es schon heute. Und dass
es geboten sein mag, mit Blick auf das Wohl der Menschen im
eigenen Land Vereinbarungen mit anderen Ländern zur Gestal-
tung des internationalen Wettbewerbes zu treffen, das wusste
schon Kaiser Wilhelm II. So heißt es im Kaiserlichen Erlass vom
4. Februar 1890: „Die inder internationalen Konkurrenz begrün-
detenSchwierigkeiten der Verbesserung der Lage unserer
Arbeiter lassen sich nur durch internationale Verständigung
der an der Beherrschung des Weltmarktes beteiligten Länder,
wenn nicht überwinden, dochabschwächen.“
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Von den nationalen Außenpolitiken zur
Weltinnenpolitik

Bei der Formulierung einer Antwort auf den neuen System-
wettbewerb im weltweiten Maßstab kann der Europäische
Binnenmarkt als ein Wegweiser zu einer Internationalen
Sozialen Marktwirtschaft angesehen werden. Er ist entstanden
und entsteht aus einem Zusammenwachsen von nationalen
Teilmärkten. Harmonisierung und geordneter Wettbewerb sind
wichtige Stichworte. Und es gibt mehrere Geschwindigkeiten
des Zusammenwachsens (Schengen, Euro) unter dem Dach der
Europäischen Union. Und es gibt im Europäischen Binnenmarkt
noch offene Fragen: Wie ist zum Beispiel die Wasserwirtschaft
einzuordnen? Eine Internationale Soziale Marktwirtschaft muss
auch nicht zugleich eine Globale Soziale Marktwirtschaft sein,
so wie die Europäische Union auch nicht das ganze geogra-
phische Europa umfasst.

Da die Unterschiede der wirtschaftlichen Fähigkeiten, der
sozialen Traditionen und der Erwartungen sowie des kulturellen
Umfeldes in globaler Perspektive ungleich größer sind, wird das
Vorhaben einer Internationalen Sozialen Marktwirtschaft
ungleich schwieriger und ungleich langwieriger sein. Soziale
Marktwirtschaft setzt rechtsstaatliche Strukturen voraus. In
dem Maße, wie nationale Außenpolitiken zu Weltinnenpolitik
werden, wird der Aufbau rechtsstaatlicher Strukturen nötig und
möglich, die Voraussetzungen für eine Internationale Soziale
Marktwirtschaft sind–eine durchsetzbare Ordnung, die das
Prinzip der Freiheit des Marktes mit dem des sozialen Aus-
gleiches im internationalen Maßstab verbindet. Die Inter-
nationale Soziale Marktwirtschaft–das mag heute vor allem
eine Vision sein. Eine Vision war die Soziale Marktwirtschaft im
nationalen Maßstab auch.
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Generationengerechtigkeit als Maßstab zur Gestaltung des demographischen
Wandels

Das Thema des „demographischen Wandels“ ist ein wesent-
licher Aspekt zur Fortentwicklung des Grundsatzprogramms
der CDU aus dem Jahr 1994. Kernaussagen zur Beschreibung
des demographischen Wandels sind: Die Geburtenneigung
wird auf niedrigem Niveau verharren. Die Lebenserwartung
wird zunehmen. Immer mehr ältere Menschen werden immer
weniger jüngeren Menschen gegenüberstehen. Die regionalen
Disparitäten werden steigen: Junge Menschen wandern aus
wirtschaftlich schwächeren Regionen eher ab, um höhere
Erwerbseinkommen zu erzielen oder um einen neuen bzw.
besseren Arbeitsplatz zu erhalten. Menschen, die dauerhaft
im Sozialleistungsbezug sind, haben eine höhere Beharrungs-
tendenz. Deutschland wird aber auch weiterhin zu den dicht-
besiedeltsten Ländern gehören. Zuwanderung einerseits sowie
unterschiedliche Geburtenraten bei einheimischen Familien
und bei Familien mit Migrationshintergrund andererseits
verändern die Bevölkerungsstruktur in Deutschland grund-
legend. Demographischer Wandel–auch und gerade vor dem
Hintergrund der Globalisierung der Wirtschaft–stellt die
Politik vor völlig neue Herausforderungen.

Generationengerechtigkeit

Ein Maßstab ergibt sich vor allem aus dem vierten Gebot, zu
dem Martin Luther in seinem Großen Katechismus betont, dass
auch Eltern, Vorgesetzte und Regierende ihrerseits unter Gottes
Gehorsam stehen und sie nicht nur Rechte, sondern auch Pflich-
ten haben. In der aktuellen Diskussion wird dieser Gedanke
unter dem Begriffder „Generationengerechtigkeit“zusam-
mengefasst.

Kultur der Fürsorglichkeit

In dem Beschluss der 10. Synode in Magdeburg 2004 der Evan-
gelischen Kirchein Deutschland „Vom Miteinanderder Gene-
rationen–Keiner lebt fürsich alleine“ wird der Begriff der 
„Kulturder Fürsorglichkeit“ in den Mittelpunktgestellt, an der
jüngere wie ältere Menschen aktiv beteiligt werden sollen.
Immer mehr Kinder wachsen ohne Geschwister auf. Die Ein-
Kind-Situation bringt Kinder in eine Minoritätenstellung
innerhalb des Familienverbandes und in der Gesellschaft.
Mit Blick auf die wachsende Zahl der Ein-Kind-Familien verlan-
gen neue Wirklichkeiten neue Antworten: Schonraum bei
Mama/Oma/Opa mit erhöhter Aufmerksamkeit im Innen-
verhältnis dieser Einzelkinder einerseits und ungewohnter
Anpassungserfordernisse, die in Mehrkinderfamilien Normalität
sind, im Außenverhältnis andererseits zeigen den Vermittlungs-
bedarf der Gemeinschaft auf. Der wachsenden Zahl der älteren
Menschen, auch derer, die Hilfe bedürfen, steht eine immer
kleinere Zahl jüngerer gegenüber. Die Zusammenführung der
Generationen wird als Aufgabe des Gemeinwesens immer
drängender.

Infrastruktur

Der demographische Wandel vollzieht sich asymmetrisch:
Nachlassende Nachfragen auf der einen Seite stehen gestei-
gerte Nachfragen auf der anderen Seite gegenüber. Die Infra-
struktur wird tendenziell teurer, da immer weniger Nutzer
sich zumindest gleich bleibende Kosten für Infrastruktur-
leistungen teilen müssen. Antworten auf die strukturellen
Herausforderungen sind vor allem in Strategien der quantita-
tiven (z.B. Zusammenlegung von Schulen) und der qualitativen
Konzentration (z. B. die Errichtung eines Mehrgenerationen-
hauses, das von Krabbelgruppe über vorschulischer Einrichtung
und Hausaufgabenbetreuung bis hin zum Mittagstisch für Äl-
tere und ambulante Dienste reicht) zu sehen.

Chancen des demographischen Wandels

Deutschland wird älter. Dies kann auch zu neuen Chancen füh-
ren. Der Vergreisungsprozess findet nicht nur in Deutschland
statt. Deutschland kann führend werden in Produkten, die
speziell auf ältere Menschen ausgerichtet sind (Grey Economy).
Wir müssen neue Formen der Erwerbsarbeit für Ältere finden,
die den stärkeren Differenzierungen Rechnung tragen.
Wesentliche Aufgabe bei der Weiterentwicklung der sozialen
Sicherungssysteme wird ein noch deutlicherer Ausbau von
Kapitaldeckungen sein, um die Belastung künftiger Gene-
rationen zu begrenzen.

Zuwanderung

Ein Ausgleich des demographischen Wandels ist nicht möglich:
Zuwanderung kann allenfalls einen Beitrag zur Abmilderung
einzelner struktureller Engpässe leisten, aber nicht das grund-
legende Problem lösen. Zuwanderung und Integration müssen
untrennbar zusammengehören.

Die Zukunft des demographischen Wandels

Die Aussage, dass der sich abzeichnende und zum Teil schon
wirksam werdende demographische Wandel kurz- und mittel-
fristig nicht beeinflussbar sei, darf nicht dazu führen, den demo-
graphischen Wandel der Zukunft aus dem Blick zu verlieren und
ihn als unveränderbare Entwicklung hinzunehmen. Um ihn zu
gestalten, brauchen wir ein kinder-freundlicheres Deutschland.
Die biblische Weisung„Wenn dein Sohn dich morgen fragt...“ 
(Dtn 6,20) erinnert uns daran, vom Kind her zu denken.

Die Maastricht-Kriterien

Probleme, die auch durch den demographischen Wandel her-
vorgerufen wurden, wurden lange durch eine Ausweitung der
Staatsverschuldung abgemildert und verdeckt. Vor diesem
Hintergrund kann die von der Union durchgesetzte Errungen-
schaft der Maastricht-Kriterien nicht hoch genug geschätzt
werden. Die Maastricht-Kriterien sind die tragfähigste Antwort
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auf den destruktiven Mechanismus„Haushalt saniert –Wahlen
verloren“.Da die Schulden von heute die Steuern von morgen
sind, wäre die Belastung künftiger Generationen vermutlich
nochhöher, wenn es das „Drei-Prozent-Kriterium“nicht gäbe.
Die Konsequenzen für die Volkspartei, die eine Politik für alle
formuliert und realisiert, ist, viele kleine„Maastricht-Kriterien“ 
zu schaffen, die der Generationengerechtigkeit dienen.
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Bewahrung der Schöpfung

Thomas Rachel MdB

Der Entwurf des neuen Grundsatzprogramms des Bundesvor-
standes der Christlich-Demokratischen Union Deutschlands
(CDU) beschäftigt sich in eingehender Weise mit den Frage-
stellungen des Schutzes der Umwelt und des Erhaltes unserer
natürlichen Lebensgrundlagen.1 Dies resultiert zum einen aus
dem besonderen christlich-demokratischen Selbstverständnis,
für das die christliche Sicht auf Mensch, Natur und Umwelt als
Schöpfung Gottes maßgeblich ist. Zum anderen schlägt sich an
diesem Punkt die vertiefte Sensibilität und das intensivierte
Ringen um umwelt- , energie- und klimapolitische Fragen
nieder, die in über einem Jahrzehnt, seit der Verabschiedung
des Hamburger Grundsatzprogramms von 19942, eingesetzt
haben. Auch wenn bereits das Grundsatzprogramm von 1994
die Soziale Marktwirtschaft um das Moment des Ökologischen
zur „Ökologischen und Sozialen Marktwirtschaft“3 erweitert
hatte, blieb diese begriffliche Neuschöpfung inhaltlich noch
sehr unbestimmt und rudimentär: Obschon als Ziel dieser
Ökologischen und Sozialen Marktwirtschaft4 bereits die
„Synthese von Ökonomie, sozialer Gerechtigkeit und Ökologie“ 
benannt wurde, spiegelte sich hier auch in ordnungspolitischer
Hinsicht selbstverständlich noch der damalige Erkenntnishori-
zont der ersten Hälfte der 90er Jahre des vorigen Jahrhunderts
wider. Wenn die ökologische Problembestimmung etwa primär
als „von der Verantwortung des einzelnen“ ausgehend bestimmt 
wurde und man in gut subsidiärem Sinne betonen konnte, dass
es notwendig sei „zunächst alle Chancen zur Kooperation zu
nutzen, bevor staatliche Regelungen eingesetzt werden müs-
sen“5, zeigt sich, dass hier noch stark in nationalen bzw. volks-
wirtschaftlichen Kategorien gedacht wurde.

1
„Grundsätze für Deutschland –Entwurf des neuen
Grundsatzprogramms.“ Antrag des Bundesvorstandes der CDU
Deutschlands an den 21. Parteitag am 3./4. Dezember 2007 in
Hannover, s. Abschnitt „VI. Die Schöpfung und das Leben bewahren –
für eine lebens-werte Umwelt“, s. hier insbes. die Ziffern 234-264.
2
Grundsatzprogramm „Freiheit in Verantwortung“, verabschiedet auf 

dem 5. Parteitag, 21.-23. Februar 1994 in Hamburg. In diesem
Hamburger Grundsatzprogramm heißt es: „Die Ökologische und Soziale 
Marktwirtschaft ist ein wirtschafts- und gesellschaftspolitisches Pro-
gramm für alle. Sie hat ihr geistiges Fundament in der zum christlichen
Verständnis des Menschen gehörenden Idee der verantworteten
Freiheit (…). Sie verbindet den Leistungswillen des einzelnen mit dem 
sozialen Ausgleich in unserer Gesellschaft und schafft im Rahmen ihrer
ökologischen Ordnung die Voraussetzungen für die Bewahrung der
Schöpfung. (…). Wir wissen, dass der Mensch seine Fähigkeiten 
missbrauchen und ohne Rücksicht auf soziale und ökologische Belange
wirtschaf-ten kann.“ (Ziffer 67).
3
A.a.O., Ziffer 70: „Wir Christliche Demokraten erweitern die Soziale
Marktwirtschaft um eine ökologische Dimension.“
4

Es ist bemerkenswert, dass–wohlgemerkt drei Jahre später - im
gemeinsamen Wort des Rates der EKD und der Dt. Bischofskonferenz
zur wirtschaftlichen und sozialen Lage in Deutschland unter dem Titel
„Für eine Zukunft in Solidarität und Gerechtigkeit“ dann ebenfalls von 
der „Ökologisch-sozialen Marktwirtschaft“ die Rede ist.
5

Ebd. Dies gilt unbeschadet der Tatsache, dass dann im Folgenden auch
vom „ökologischen Ordnungsrecht“ und von „ökologischen 

Unsere heutige Sichtweise hat sich demgegenüber–mehr als
dreizehn Jahre später–qualitativ wie quantitativ in entschei-
dender Weise verändert. Die Probleme des Umwelt- und Klima-
schutzes sind längst in ihren globalen Gefährdungszusammen-
hängen erkannt worden und wir wissen, dass wir nur im Rahmen
verlässlicher, internationaler Absprachen und Regelungen über-
haupt eine Chance besitzen, den katastrophalen ökologischen
Folgen eines ungezügelten weltweiten Wirtschafts- und Bevöl-
kerungswachstums zu entgehen. Die mittlerweile kaum noch
seriös zu bestreitenden mittelfristigen globalen Klimaszenarien,
bei aller Unmöglichkeit der konkreten Vorhersage von Einzel-
ereignissen, sprechen eine klare Sprache: Der anthropogen be-
dingte Teil des Klimawandels lässt sich mit seinen wiederum
gravierenden Folgen für Mensch, Tier und (bisherige) Umwelt
mittlerweile ebenso wenig leugnen wie das Ausmaß des globa-
len Klimawandels selbst.6 Der qualitative Unterschied zur
Diskussionslage von 1994 ist nun, dass uns die Dramatik des
gesamtökologischen Gefährdungspotentials nun viel deutlicher
vor Augen liegt. Im aktuellen Klimabericht der Vereinten Natio-
nen wird davon ausgegangen, dass es seit 20 000 Jahren keinen
so raschen Temperaturanstieg gegeben hat wie im letzten Jahr-
hundert und dass sich die Erde bis zum Jahre 2100 um womög-
lich bis zu 4,5 Grad Celsius erwärmen könnte. Ein durchaus als
realistisch zu bezeichnendes Szenario geht davon aus, dass es
insbesondere in den nördlichen Breiten (Arktis) zu doppelt so
stark wie im globalen Mittel ausfallenden Erwärmungen sowie
massiven Eisschmelzungen kommen wird (sog. „Super-Eis-
schmelze“), dass des weiteren der Anstieg des Meeresspiegels 
von bis zu 43 Zentimetern nicht unwahrscheinlich ist und der
Treibhauseffekt durch Kohlendioxid und andere Klimagase ohne
entsprechende Reduktionen weiter steigen wird. Durch die
zunehmende Erderwärmung könnten durch den Anstieg des
Meeresspiegels schon bald die Lebensräume von Millionen von
Menschen gefährdet sein. Bangladesch beispielsweise, eines der
dicht besiedeltsten Länder der Welt, läge dann sozusagen
mitten in der „Todeszone“ des Klimawandels. Aus den verblei-
benden Tropenwäldern könnten bald Savannen werden, ganze
Klimazonen könnten sich verschieben mit verheerenden Folgen
für Flora und Fauna–und letztlich für den Menschen selbst.

Ordnungselementen“, im Steuerrecht und in anderen Bereichen, die 
Rede ist.
6

Vgl. hierzu auch die jüngste Stellungnahme vom Klimaforscher Stefan
Rahmstorf, „Alles nur Klima-hysterie?–Wie sogenannte Klimaskeptiker
die Öffentlichkeit verschaukeln und wirksame Maßnahmen gegen die
Erderwärmung verhindern“, in FAZ, 31. August 2007, S. 25. Darin heißt 
es u.a.: „Die ehrlichen Argumente sind den Klimaskeptikern aber längst 
ausgegangen. (…) Viele Menschen meinen, die Ursachen des 
Klimawandels seien unter Experten immer noch umstritten. Diese
Fehleinschätzung behindert und verzögert eine effektive
Klimaschutzpolitik bis heute. Dabei geht es um Menschenleben. So
schätzt die Weltgesundheits-organisation, dass der Klimawandel
insgesamt derzeit für jährlich rund 150 000 zusätzliche Todesopfer
verantwortlich ist, vor allem in Afrika.“
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Vor diesem Hintergrund ist es als ein entscheidendes politi-
sches Signal zu werten, dass insbesondere Bundeskanzlerin
Angela Merkel weltweit immer wieder darauf drängt, neue
Modelle für den globalen Klimaschutz nicht nur bloß einzu-
fordern, sondern auch verantwortungsethisch in die Realität
umzusetzen. Ihr jüngster Besuch auf dem grönländischen Eis-
fjord Ilulissat, einem Ort, an dem man die Folgen des Klima-
wandels förmlich mit den Händen greifen kann, aber auch ihr
stetes Engagement und ihre Beharrlichkeit, dieses Thema
endlich auf die internationale Agenda zu setzen, kann nicht
hoch genug bewertet werden. Einer ihrer unmissverständ-
lichsten Sätze der letzten Zeit lautet dabei: „Wenn wir die 
anderen nicht überzeugen, dass wir alle einen Beitrag leisten
müssen, werden alle darunter leiden.“7 Ob in China, in den USA
oder bei den Klimaverhandlungen in Heiligendamm–die christ-
lich-demokratische Bundeskanzlerin zeigt, dass der Klimaschutz
für sie eine zentrale und wichtige Aufgabe ist. Auch das neue
Grundsatzprogramm der CDU Deutschlands, das im Dezember
dieses Jahres auf dem Parteitag in Hannover verabschiedet
werden soll, atmet denselben Geist und wird deutlich machen,
dass die Themen Klima, Natur und Umwelt nicht mehr von der
politischen Agenda wegzudenken sind.

Wenn wir uns als Christdemokraten für Natur- und Klimaschutz,
für Umweltfragen sowie eine verträgliche und nachhaltige Ener-
giepolitik einsetzen, so tun wir dies nicht aufgrund einer politi-
schen Augenblicksmode oder aus vordergründigen parteitak-
tischen Manövern oder Launen heraus, sondern wir folgen dabei
einem Grundimpuls bzw. einer Grundorientierung unserer urei-
gensten politischen Programmatik. Denn als Christen in derPoli-
tik bekennen wir - mit den Worten des Grundsatzprogramment-
wurfes: „Nach christlichem Verständnis sind Mensch, Natur und
Umwelt Schöpfung Gottes. Sie zu erhalten, ist unser Auftrag.
Das Prinzip der Nachhaltigkeit ist fester Bestandteil christlich-
demokratischer Politik: Wir wollen unseren Kindern und Enkeln
eine Welt bewahren und hinterlassen, die auch morgen lebens-
wert ist“8. Und ferner heißt es: „Der globale Klimawandel ist zur 
ernsten Gefahr für die Schöpfung und die Lebenschancen künf-
tiger Generationen geworden. Wir sehen es als ethische Pflicht
und vordringliche politische Zukunftsaufgabe, dieser Entwick-
lung entgegenzusteuern (…).“9

Dieser letzte Satz des gegenwärtigen Entwurftextes empfiehlt
sich für eine grundsätzliche Bemerkung, an der erkennbar wer-
den kann, was das Eigentümliche und Besondere der christlich-
demokratischen Position zum Natur-, Klima- und Umweltschutz
im Unterschied zu anderen politischen Stimmen ist.

Wenn nämlich im aktuell vorliegenden Entwurfstext klar und
deutlich von den durchaus beunruhigenden Gefährdungen
durch den globalen Klimawandel die Rede ist, so bedeutet dies
für uns als Christen in der Politik mit Sicherheit nicht, dass wir
in den Reigen derjenigen einstimmen werden, die in hyste-
rischer Weise ein ökologisches Horror- bzw. Weltuntergangs-
szenario an die Wand malen und daraus in problematischer, weil
einseitiger Weise politisches Kapital schlagen wollen.

Diejenige Anschauung nämlich, die diese Welt als Gottes gute
Schöpfung wahrnehmen kann und die gleichzeitig - theologisch

7
FAZ, 31. August 2007, S.1.

8
„Grundsätze für Deutschland“, Ziff. 234. 

9
A.a.O., Ziff. 239.

gesprochen - um ihr „Gefallen-Sein“, also um ihre Unvollkom-
menheit und ständige Bedrohtheit, weiß, wird immer auch mit
letzter Hoffnung und Zuversicht auf das blicken dürfen, was
allein Gott in den Händen hält und er allein vollenden kann. Der
christliche Schöpfungsglaube bekennt sich nämlich sowohl zu
Gott, dem Schöpfer, als dem alleinigen Erhalter, Bewahrer10 und
Vollender dieser Welt als auch zum besonderen Auftrag an den
Menschen, diese Erde in fürsorglicher Weise und nach seinen
Möglichkeiten und Kräften zu „bebauen und zu bewahren“ (vgl. 
1. Mose 2, 15). Der Mensch ist innerhalb der Schöpfung gewis-
sermaßen in „Kooperation“11 mit Gott. Der oft missverstan-
dene und missdeutete so genannte biblische „Herrschafts-
auftrag“12 (vgl. 1. Mose 1,2813) ist dem Menschen erteilt, um
in verantwortlicher Stellvertreterschaft Gottes auf Erden in
umsichtiger und besonnener Weise zum Wohle alles
Geschaffenen zu wirken.

Christlich-Demokratische Politik, die im Jahre 2007 ihre
ökologisch-ethische Verantwortung wahrnimmt, blickt darum
also im besten Sinne des Wortes „konservativ“ auf das Thema 
der „Bewahrung der Schöpfung“. Sie ist durchaus alarmiert und 
engagiert und weiß um die großen umweltpolitischen Heraus-
forderungen, sie ist aber auch gleichzeitig von der ermutigen-
den Glaubensgewissheit und Zuversicht getragen, dass Gott,
unser aller Schöpfer, uns letztlich nicht aus seinen rettenden
Händen fallen lassen wird. Diese christliche Hoffnungspers-
pektive gibt uns die Ruhe und Nüchternheit, auch bei äußerst
beunruhigenden globalen ökologischen Prognosen einen kühlen
und umsichtigen politischen Kopf zu bewahren. Diese christ-
liche Hoffnungsperspektive verschafft uns aber auch die nötige
Kraft und das unverzichtbare Engagement, uns intensiv den
unmittelbar drängenden Problemen zu widmen. Diese doppelte
Erkenntnis kann uns als Partei auf der einen Seite vor der Ge-
fährdung durch panischen Aktionismus, auf der anderen vor
unchristlicher Passivität und Resignation bewahren.

Es gilt hier, wie in allen anderen Politikfeldern, nüchtern, nach-
haltig und umsichtig die Probleme in den Blick zu nehmen. Ideo-
logische Scheuklappen sind hier wie überall schädlich. Um nur
ein Beispiel zu nennen: Wer für eine massive Reduktion des
weltweiten Co2-Ausstoßes eintritt, gleichzeitig aber prinzipiell
gegen jede Möglichkeit einer Laufzeitenverlängerung von

10
Nach alter lutherisch-theologischer Lehre haben die geschaffenen

Dinge nicht in sich selbst die Kraft ihres Bestandes, sondern nur so
lange, wie Gott ihnen diese zukommen lässt. Der klassisch theologische
Begriff für dieses Erhaltungshandeln der Welt durch Gott lautet
„conservatio“. Gott, der Schöpfer, und nicht der Mensch, ist also im
präzis theologischen Sinne der „Erhalter“ bzw. „Bewahrer“ seiner 
Schöpfung, über die er „konservativ“ wacht.
11

Gemeint ist hier eine grundsätzliche Kooperation von Gott und
Mensch–wie immer man sie sich im Einzelnen konkret vorzustellen hat.
12
Vgl. hierzu insbesondere das Buch von Carl Amery, „Das Ende der 

Vorsehung- die gnadenlosen Folgen des Christentums“ (1972), in dem 
u.a. die These aufgestellt wird, 1. Mose 1,28 stünde legitimatorisch und
wirkungsgeschichtlich am Anfang der Entwicklung zur modernen
Umweltzerstörung. Der Auftrag zur Bemächtigung über die Natur, der
durchaus aus dem so genannten „Schöpfungsbericht“ herausgelesen 
werden kann, meint biblisch gerade nicht den Auftrag zu deren
Zerstörung.
13
„Und Gott segnete sie und sprach zu ihnen: Seid fruchtbar und mehret

euch und füllet die Erde und machet sie euch untertan und herrschet über
die Fische im Meer und über die Vögel im Himmel und über das Vieh und
über alles Getier, das auf Erden kriecht.“ (Lutherübersetzung, rev. Fassung
von 1984)
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Atomkraftwerken votiert, ist in der Rechtfertigung, nachweisen
zu müssen, auf welchem anderen Wege er für eine ausreichen-
de, umwelt- , wirtschafts- und sozialverträgliche Energiebilanz
sorgen will.14 Ein solcher Nachweis ist zum gegenwärtigen Zeit-
punkt m.E. nicht seriös zu erbringen. Wer aber auch zukünftig
an einer Marktwirtschaft festhalten will, die auf dem Weltmarkt
nicht nur konkurrenzfähig bleiben soll, sondern die auch ihr
soziales Gepräge bewahren will, der darf Ökologie und Ökono-
mie nicht auseinanderreißen, sondern der steht in der Verant-
wortung, diese beiden Perspektiven immer wieder schonend
miteinander zu vermitteln.

Auch und gerade im Wissen darum, dass die Intensität und
Ernsthaftigkeit des Themas „Bewahrung der Schöpfung“ in 
unserer eigenen Partei in der Vergangenheit nicht immer so
konsequent und engagiert vermittelt wurde wie heute, ist es
umso positiver zu werten, wenn es nun im neuen Grundsatz-
programmentwurf heißt: „Die CDU setzt sich dafür ein, dass 
Deutschland weiterhin eine führende Rolle beim Klimaschutz
einnimmt und international als Impulsgeber auftritt.“15

Der Artikel erschien erstmals in der Zeitschrift CIVIS MIT SONDE,
Heft Nr. 2 (2007) hrsg. von Christoph Böhr u.a., S. 31–34.

14
Es ist daher richtig, wenn der Grundsatzprogrammentwurf

konstatiert: „Auf absehbare Zeit kann auf den Beitrag der Kernenergie 
zur Stromerzeugung in Deutschland nicht verzichtet weren.“ (Ziff. 248).
15
„Grundsätze für Deutschland“, Ziff. 239.
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„Integration verbessern“ 

Resolution des EAK der CDU/CSU von der 44. Bundestagung
am 15./16. Juni 2007 in Potsdam.

Für eine gute Nachbarschaft zwischen
christlichen und muslimischen Menschen in
Deutschland

Die theologische und gesellschaftliche Auseinandersetzung mit
dem Islam und den bei uns lebenden Muslimen ist eine beson-
ders entscheidende Bewährungsprobe für das Gelingen von
Integration. Voraussetzungen jedes Dialogs sind Wahrheit und
Wahrhaftigkeit. Dies zu verschweigen oder zu relativieren,
würde auch einen interreligiösen Dialog von vornherein un-
wahrhaftig machen und in eine falsche Richtung lenken. Des-
halb müssen die Probleme klar und deutlich angesprochen
werden und im Geiste einer konstruktiven, selbstkritischen und
offenen Dialoghaltung vorangebracht werden kann.

Der EAK der CDU/CSU würde es zusammen mit den großen
Kirchen Deutschland begrüßen, wenn insbesondere die bei uns
lebenden Moslems eine Organisationsfähigkeit auf der Basis
einer hinreichend akzeptierten Repräsentanz erreichen würden,
die ein fruchtbares Zusammenwirken im institutionell-religi-
ösen Rahmen ermöglicht. Ein mögliches Ziel dieser Kooperation
wäre beispielsweise die Etablierung eines ordentlichen islami-
schem Religionsunterrichtes an öffentlichen Schulen und eine
wissenschaftlich fundierte und die Bedingungen und Voraus-
setzungen der Moderne adäquat reflektierende islamische
Theologie an staatlichen Universitäten.

Erfolgreiche Integration ist die Grundlage für eine friedliche,
freiheitliche und menschenwürdige Gesellschaft der Zukunft.
Der EAK der CDU/CSU lädt alle gesellschaftlichen und politi-
schen Kräfte dazu ein, gemeinsam an der Realisierung dieses
wichtigen Zieles mitzuwirken.

Integration als umfassende gesellschaftliche
und politische Teilhabe

Integration als gesellschaftspolitische Aufgabe bedeutet die
fortdauernde Bemühung um gerechte Teilhabe in rechtsstaat-
licher, politischer, sozialer, wirtschaftlicher und kultureller
Hinsicht. Eine der entscheidenden politischen Herausforde-
rungen unserer Gegenwart besteht in der Verwirklichung des
Zieles einer möglichst umfassenden Einbeziehung und Einglie-
derung der bei uns lebenden Migranten in unsere Gesellschaft.
Die Verwirklichung solcher Teilhabe setzt zu allererst die Bereit-
schaft der Zugewanderten und Zuwandernden voraus, sich um
die Eingliederung in die sie aufnehmende Mehrheitsgesellschaft
in glaubwürdiger und hinreichender Weise zu bemühen. Sie
erfordert im Gegenzug aber auch das aktive und engagierte
Bemühen der aufnehmenden Mehrheitsgesellschaft sowie
schlüssige politische Migrations- und Integrationskonzepte.

An beiden Voraussetzungen mangelte es bis in die jüngste
Vergangenheit hinein leider gleichermaßen. Weder wollte man
in der Vergangenheit in ausreichendem Maße erkennen, dass
Deutschland längst zum faktischen Einwanderungsland von
Millionen von Zuwanderern geworden ist, noch zog man aus
den sich bereits damals deutlich abzeichnenden Problemlagen
die entsprechenden politischen Konsequenzen. Ebensowenig
wagte man, sich vielerorts einzugestehen, dass sich bestimmte
Migrantengruppen und Zuwanderermilieus leider bis heute der
Integration in unsere Gesellschaft verweigert und in Parallel-
gesellschaften dauerhaft abgesondert haben.

Erst spät wurde in unserem Land erkannt, dass Integration keine
Einbahnstraße sein kann und sowohl die Mehrheitsgesellschaft
als auch die zu Integrierenden konsequent herausfordert. Inte-
gration muss daher aufs Neue gefordert und gefördert werden.

Integrationsaufgaben vor dem Hintergrund
wachsender Migration

Der EAK der CDU/CSU begrüßt die Diskussionen um eine neue
realistische Integrationspolitik, die nun allgemein als notwendig
anerkannt wird. Es besteht zum einen bei den bereits seit länge-
rem unter uns lebenden Zuwanderern ein dringender Hand-
lungs- bedarf in Bezug auf eine konsequent nachzuholende und
die Fehler und Versäumnisse der Vergangenheit korrigierende
Integrationspolitik. Zum anderen werden wir auch künftig mit
weltweiten Migrationsströmen zu rechnen haben, die auch vor
den Toren Europas und Deutschlands nicht halt machen werden.
Auch diese Phänomene transnationaler Migration lassen es nö-
tig erscheinen, nicht länger an einer bloß defensiv-reaktiven,
sondern bewusst gesteuerten und aktiven, d.h. an einer auch an
Deutschen Interessen orientierten Einwanderungspolitik weiter
zu arbeiten.

Wir fordern in diesem Zusammenhang den gezielten Abbau
bzw. die effektive Sanktionierung von Integrationsverweigerung
gegenüber unseren grundlegenden rechtsstaatlichen Werten
und Prinzipien. Unzureichender Mitwirkungsbereitschaft der zu
Integrierenden muss entschieden entgegengetreten werden.
Hierzu gehören beispielsweise eklatante Sprachdefizite, reli-
giös-kulturell motivierte Grundrechtsverstöße (Frauendiskrimi-
nierung, familiäre Gewalt, Zwangsehen, sog. „Ehrenmorde“) 
oder auch eine insgesamt fehlende freiheitlich-demokratischer
Rechtstreue („Islamismus“,religiöser Fanatismus). Zu den
selbstverschuldeten Integrationshindernissen von Zuwande-
rergruppen, die nicht akzeptabel sind, zählen in diesem Zusam-
menhang die religiös-kulturell verbrämten Verweigerungen
gegenüber den „schlichten kulturellen Standards des Westens 
(…) wie Sport, Schwimmen, Sexualkundeunterricht, Koeduka-
tion“ und „Klassenfahrten“ (Ralph Giordano). 

Auch die Sorge um die überproportionale Bildungsferne, die
weit verbreitete berufliche Chancenlosigkeit oder die statistisch
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erhöhte Anfälligkeit für das Abgleiten in kriminelle und verfas-
sungsfeindliche Milieus bei jüngeren und jugendlichen Migran-
ten darf uns nicht länger kalt lassen. Ein wichtiger Schlüssel zur
Ermöglichung hinreichender Teilhabe für diese Gruppen liegt in
der Bildungsförderung. Diese könnte durch die Auferlegung
vorschulischer Sprachförderungsverpflichtungen, die verstärkt
zu realisierende Einbindung der verantwortlichen Herkunfts-
elternhäuser und zusätzliche institutionelle Bildungsangebote
(Ganztagsschulen) bzw. Fördermaßnahmen (integrative Stadt-
teilarbeit, sozialpädagogisch betreutes Quartiersmanagment,
etc.) verbessert werden.

Nicht zuletzt wird der Erfolg unserer Integrationsbemühungen
aber auch entscheidend davon abhängen, dass diese Aufgabe
nicht nur an den Staat und die Politik delegiert wird, sondern
auch als zivilgesellschaftliche Herausforderung und Verantwor-
tung neu begriffen wird.
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Änderungs- bzw. Erweiterungsanträge des EAK der CDU/CSU bezüglich des

Antrages des Bundesvorstandes der CDU Deutschlands

„Grundsätze für Deutschland. Entwurf eines neuen Grundsatzprogramms.“ 

an den 21. Parteitag am 3./4. Dezember 2007 in Hannover

Der 21. Parteitag wolle beschließen:

1. Der letzte Satz von Ziffer 2, Zeilen 83-85, wird wie folgt geändert:

„Auf diesem Fundament baut unser gemeinsames Handeln in der CDU auf.“ 

Begründung:

Der universale Anspruch des christlichen Menschenbildes bildet die Grundlage für alle, die sich in der CDU engagieren, unabhängig von

persönlicher Religions- oder Konfessionszugehörigkeit. Der Verweis auf Christen und Nichtchristen bzw. Anders- und Nichtglaubende

bringt gerade nicht die hier eigentlich beabsichtigte Offenheit für alle zum Ausdruck, sondern polarisiert vielmehr, indem er Menschen

in der CDU – trotz gerade angeführter gemeinsamer Wertebasis - nach den Unterschieden ihrer Religions- und

Konfessionszugehörigkeit kategorisiert.

2. Der Satz in Ziffer 85, Zeilen 888-889, wird wie folgt geändert:

„Die Ehe soll als partnerschaftliche Verantwortungsgemeinschaft und Kern der Familie auch künftig steuerlich als Einheit betrachtet 

werden.“

Begründung:

Der Gedanke, der hinter dem Ehegattensplitting steht, ist gerade nicht derjenige einer „Steuerförderung“, sondern hier liegt das 

schlichte Prinzip der Steuergerechtigkeit zugrunde. Die CDU Deutschlands sollte bei ihrem Eintreten für den Erhalt des

Ehegattensplittings nicht ein weit verbreitetes Missverständnis befördern.

3. Der Satz in Ziffer 85, Zeilen 893-894, wird wie folgt geändert:

„Im Familiensplitting bleibt das Ehegattensplitting ungeschmälert erhalten.“ 

Begründung:

Die Ergänzung „ungeschmälert“ räumt in eindeutiger Weise mit dem möglichen Verdacht auf, die Einführung des Familiensplittings

würde auf Kosten des bisherigen Ehegattensplittings finanziert werden.
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4. Der Satz in Ziffer 146, Zeilen 1487-1490, wird wie folgt geändert:

„Soziale Partnerschaft, Tarifautonomie und Mitbestimmung in Formder Unternehmensmitbestimmung und der betrieblichen

Mitbestimmung sind Grundlagen unserer Wirtschafts- und Sozialordnung und Ausdruck christlicher Sozialethik.“ 

Begründung:

Es gibt keine der römisch-katholischen Tradition entsprechende evangelische „Soziallehre“, daher muss es heißen „Sozialethik“. 

5. Der Satz in Ziffer 11, Zeile 156, wird wie folgt geändert:

„Der Mensch ist zur Freiheit berufen.“

Begründung:

Das „christliche Menschenbild“ ist nicht korrekt wiedergegeben, wenn nur davon die Rede ist, dass der Mensch „frei geschaffen“ ist, 

ohne zu erwähnen, dass diese Freiheit in dieser Weltzeit immer auch zugleich eine brüchige, unvollendete und zweideutige ist. Der

Mensch ist vielmehr (von Gott) zur Freiheit „berufen“. Wer mit dem Satz aus Ziffer 7 „Jeder Mensch ist Irrtum und Schuld ausgesetzt“ 

ernst macht, muss hier den Freiheitsbegriff anders fassen.

6. Der Satz in Ziffer 11, Zeilen 157-158, wird wie folgt geändert:

„Selbst ein totalitäres System kann ihm das Streben nach Freiheit nicht nehmen.“

Begründung:

Es sollte ausgedrückt werden, dass das „Streben nach Freiheit“ sozusagen zur Grundausstattung des Menschen gehört. Die Aussage, 

dass „selbst ein totalitäres System (…) die persönliche Freiheit“ nicht nehmen bzw. rauben könne, ist im besten Falle zweideutig, im

schlimmsten einfach nur zynisch: Denn natürlich vergingen und vergehen sich totalitäre Systeme in Geschichte und Gegenwart an der

persönlichen Freiheit von Menschen in massiver Weise.

7. Der Satz in Ziffer 40, Zeilen 445-447, wird wie folgt ergänzt:

„Auch die Freiheit der Forschung hat die Unantastbarkeit der Menschenwürde zu achten und die möglichen sozialen und ökologischen 

Folgen neuer Technologien abzuwägen.“

Begründung:

Eine Risiko- und Gefahrenabschätzung hat auch die sozialen und ökologischen Folgen der Anwendung wissenschaftlich-technologischen

Fortschritts zu beachten.
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8. Der Satz in Ziffer 239, Zeilen 2298-2299, wird wie folgt geändert:

„Der globale Klimawandel ist eine ernste Gefahr für unsere Lebensgrundlagen und die Lebenschancen künftiger Generationen.“

Begründung:

Der Klimawandel ist keine Gefahr für die „Schöpfung“ an sich bzw. insgesamt, sondern für unsere (bisherigen) gewohnten 

Lebensgrundlagen.

9. Der Satz in Ziffer 255, Zeilen 2453-2454, wird wie folgt geändert:

„Die vielfältigen Natur- und Kulturlandschaften Deutschlands sind ein besonders wertvoller Teil unserer Heimat.“

Begründung:

Es gibt in Deutschland nahezu keine unveränderten Naturlandschaften. Wir haben aber viele durch historische Bewirtschaftung

entstandene artenreiche Kulturlandschaften, die es durch adäquate extensive Nutzung

(z.B. Beweidung) zu erhalten gilt.
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